
DEZEMBER 2021

Editorial

Die Sicherheit im  
BFI-Bereich  
wiederherstellen
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Gentechnikgesetz

Verlängerung des GVO-Moratoriums 
mit einer Ausnahme 
Der Bundesrat will mit der Änderung des 
Gentechnikgesetzes das Moratorium zum 
Inverkehrbringen von gentechnisch ver-
änderten Organismen (GVO) um vier Jah-
re verlängern. Diese vierte Verlängerung 
würde bis Ende 2025 gelten. Davon aus-
genommen ist der Anbau zu Forschungs-
zwecken. Allerdings fallen auch Organis-
men aus neuen gentechnischen Verfahren 
unter das Moratorium. Eine knappe 
Mehrheit der Kommission für Wissen-
schaft Bildung und Kultur des Ständerates 
(WBK-S) will das ändern. 

Das Moratorium für die Verwendung von 
GVO in der Landwirtschaft gilt seit der 
Annahme einer Volksinitiative im Jahr 
2005. Seither dürfen solche Organismen 
nur zu Forschungszwecken angebaut 
werden. Der Bundesrat begründet eine 
weitere Verlängerung mit dem fehlenden 
Interesse an einer Aufhebung des Mora-
toriums seitens der Landwirtschaft und 
der Konsumentinnen und Konsumenten. 
Er hält es zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
für möglich, alle Fragen zum Vollzug des 
Gentechnikgesetzes zu regeln – vor al-
lem mit Blick auf die neuen gentechni-
schen Verfahren. Das Wissen über diese 
Verfahren müsse zuerst vertieft werden. 

Neue gentechnische Verfahren
Die vom Bundesrat vorgeschlagene Ver-
längerung des Moratoriums für den 
GVO-Anbau in der Landwirtschaft ist 
im Grundsatz unbestritten. Sowohl die 
beiden vorberatenden Wissenschafts-
kommissionen als auch der National-
rat stimmten der Verlängerung deutlich 
zu. Diskutiert wurden hingegen die neu-
en gentechnischen Züchtungsverfahren. 
Dazu gehören die Methoden der Genom-
Editierung wie CRISPR/Cas. Bei diesen 
Verfahren wird den Organismen kein 
fremdes Erbgut eingefügt, sondern ihre 
bestehende DNA wird gezielt verändert. 

Einen Antrag mit dem Ziel, die mit Metho-
den der Genom-Editierung gezüchteten 
Pflanzen vom Moratorium auszunehmen, 
lehnte der Nationalrat in der Herbstses-
sion ab. Er nahm aber ein Postulat an, das 
den Bundesrat mit der Klärung von offe-
nen Fragen beauftragt, um sich bei künf-
tigen Entscheiden in diesem Bereich auf 
valide Informationen stützen zu können. 
Die WBK-S möchte aber eine Ausnahme 
vom Moratorium für Organsimen, die mit 
Genom-Editierungsmethoden gezüchtet 
wurden, und unterbreitet ihrem Rat einen 
entsprechenden Antrag. Zudem will sie 
mit einem Postulat einen bundesrätlichen 
Bericht erwirken. Dieser soll die Möglich-
keiten aufzeigen, Züchtungsverfahren 
mit Methoden der Genom-Editierung vom 
Moratorium auszunehmen. 

Aus Sicht der Wissenschaft
Die Trägerorganisationen des Netzwerks 
FUTURE begrüssen den politischen Wil-
len, die Dauer des nächsten Moratoriums 
für die Klärung offener Fragen zu nutzen. 
Dabei soll dem neusten Stand der wis-
senschaftlichen Erkenntnis ausreichend 
Rechnung getragen werden. Obwohl die 
Forschung vom Moratorium ausgenom-
men wird, befürchten sie eine Schwä-
chung des Forschungs- und Innovations-
platzes Schweiz, da Laborresultate nur 
ungenügend in der Anwendung getes-
tet und weiterentwickelt werden kön-
nen. Die BFI-Organisationen verweisen 
in Anbetracht der jüngsten Forschungs-
resultate ausserdem auf das Potenzial der 
neuen Methoden der Genom-Editierung 
hinsichtlich Themen wie Klimawandel, 
Ernährungssicherheit und Pestizidein-
satz. Daher ist aus Sicht der Wissenschaft 
der Antrag der WBK-S, die neuen Ver-
fahren vom GVO-Moratorium auszuneh-
men, klar zu unterstützen. Ab 2026 sollen 
im Bereich der GVO neue Wege begangen 
werden. 

Trotz Freigabe der 
Kohäsionsmilliarde 
und Besuch von  
Ignazio Cassis in 
Brüssel hat es die EU 
nicht eilig, den Di-
alog für eine mög-
liche Schweizer As- 

soziierung am Forschungsrahmenpro- 
gramm Horizon Europe aufzunehmen.

Die aktuelle Blockade ist für alle Betei-
ligten kontraproduktiv. Die Forschungs-
gruppen in der EU verlieren wichtige 
Partner, um Konsortien zu leiten. Die 
Gruppen in der Schweiz sind nicht mehr 
an der Ausarbeitung der Forschungs-
programme beteiligt, etwa in bedeutsa-
men Bereichen wie Klima oder Digita-
lisierung. Schlimmer noch: Forschende 
verlieren den Zugang zu prestigeträch-
tigen Förderungen der EU und erwägen, 
unsere Hochschulen zu verlassen. Die 
Schweiz läuft Gefahr, im BFI-Bereich zu 
einem Land zweiter Klasse zu werden.

Bundesrat, Parlament, Verwaltung und 
die Forschungsinstitutionen müssen die 
Sicherheit im BFI-Bereich wiederher-
stellen. Dazu muss die Schweiz ihren 
Willen bekunden, an allen EU-Koopera-
tionsprogrammen teilzunehmen: auch 
an Eramus+. Sie muss die Welt daran  
erinnern, dass sie in der wissenschaft-
lichen Zusammenarbeit eine grosse  
Nation ist: mit starken, konkreten und – 
warum nicht – gewagten Taten.

Vergessen wir nicht: das CERN wurde 
1954 in Genf gegründet, um die Abwan-
derung der klügsten Köpfe zu verhindern 
und den Frieden zu fördern!
 

Fabien Fivaz

Präsident der WBK-N 2022-2023,

Mitglied Politikteam FUTURE
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Voranschlag 2022 

Ein bisschen Stabilität in unsicheren Zeiten

SKAO 

Gemeinsam das All erforschen

Erasmus+ 

Doch keine baldige Finanzierungsbotschaft?

Bereits zum zweiten Mal findet die jähr-
liche Debatte über den Voranschlag vor 
dem Hintergrund der Pandemie statt. 
Aufgrund der teils noch unabsehbaren 
wirtschaftlichen Konsequenzen die-
ser Gesundheitskrise schlagen die Fi-
nanzkommissionen ihren Räten kaum 
Anpassungen vor. Im BFI-Bereich be-
schlossen sie weder Aufstockungen noch  

Der Bundesrat unterbreitete dem Parla-
ment eine Botschaft, um die Finanzie-
rung der Schweizer Beteiligung an der 
internationalen Forschungsinfrastruk-
tur «Square Kilometre Array Observa-
tory» (SKAO) in den Jahren 2021‒–2030 
sicherzustellen. Dazu ist eine Erhöhung 
des Verpflichtungskredits um 24,7 Mil-
lionen Franken notwendig. Im National-
rat und in den vorberatenden Kommis-
sionen war diese Erhöhung unbestritten. 

Der Ständerat berät in der zweiten Ses-
sionswoche eine Motion der nationalrät-
lichen Aussenpolitischen Kommission, 
die eine Finanzierungsbotschaft für die 
Schweizer Teilnahme an «Erasmus+» 
bis zur Wintersession 2021 fordert. Das 
EU-Programm der Jahre 2021‒–2027 ge-
hört weltweit zu den grössten Förderins-
trumenten für Mobilität in der Bildung 
und die institutionelle Zusammenarbeit. 
Der Bundesrat will sich zwar für eine  

Kürzungen – die im Voranschlag 2022 
vorgesehenen finanziellen Mittel ent-
sprechen den Planungen im Rahmen 
der BFI-Botschaft 2021–2024. An-
gesichts der gegenwärtigen Nicht-
Assoziierung der Schweiz am EU- 
Rahmenprogramm für Forschung und 
Innovation «Horizon Europe» und wei-
teren damit verbundenen Programmen 

In der Wintersession wird der Ständerat 
als Zweitrat das Geschäft behandeln. Das 
SKAO wird das empfindlichste Radio-
teleskop der Welt bauen und damit die 
Geschichte des Universums von dessen 
Entstehung bis in unsere Zeit untersu-
chen. Im Bereich der Astrophysik er-
gänzt das SKAO die Aktivitäten der Eu-
ropäischen Weltraumorganisation (ESA) 
und der Europäischen Südsternwarte 
(ESO). Weltweit und langfristig kommt 

rasche Assoziierung der Schweiz  einset-
zen, lehnte die Motion aber ab, da kein 
Verhandlungsmandat mit der EU vorlie-
ge. Der Nationalrat nahm den Vorstoss 
in der Herbstsession klar an. Die stän-
derätliche Kommission für Wissen-
schaft, Bildung und Kultur (WBK-S) be-
antragt ihrem Rat hingegen mit neun 
zu vier Stimmen, die Motion abzuleh-
nen. Sie stellt sich auf denselben Stand-
punkt wie der Bundesrat, dass eine  

sollen im Voranschlag Kreditverschie-
bungen geregelt werden. Mit diesen be-
reits bewilligten Mitteln wird die im 
Rahmen von Übergangsmassnahmen be-
schlossene Direktfinanzierung durch die 
Institutionen der Forschungs- und Inno-
vationsförderung sichergestellt. 

ihm grösste Bedeutung zu. Die Schwei-
zer Spitzenforschung ist auf die Betei-
ligung an solch grossen internationalen 
Infrastrukturen angewiesen. Sie bieten 
einzigartige Dienstleistungen an, wir-
ken attraktiv auf den wissenschaftlichen 
Nachwuchs und vernetzen Institutionen 
untereinander. 

Finanzierungsbotschaft ohne Verhand-
lungsmandat seitens der EU nicht mög-
lich sei. Die direkt betroffenen BFI- 
Organisationen sprachen sich wieder-
holt für eine Re-Assoziierung an Eras-
mus+ aus. Insbesondere die Schweizer 
Hochschulen spüren die erschwerten 
Bedingungen für die Zusammenarbeit 
mit Institutionen in EU-Mitgliedstaaten. 
Sie verlieren dadurch an Sichtbarkeit 
und Einfluss. 
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GII: Schweiz an Weltspitze   
Die Schweiz führt im Jahr 2021 erneut 
den Global Innovation Index (GII) an. In 
der Rangliste der weltweit innovativsten 
Länder folgen Schweden auf Platz zwei, 
die USA auf Platz drei, das Vereinigte  
Königreich auf Platz vier und Südko-
rea auf Platz fünf. Der Global Innovation  
Index basiert auf 81 Indikatoren und be-
wertet 132 Volkswirtschaften. Er zeigt, 
dass in vielen Teilen der Welt trotz oder 
aufgrund der Coronavirus-Pandemie ver-
stärkt in Innovation investiert wurde. 

SWEET: dritte Ausschreibung 
Das Bundesamt für Energie startete die 
dritte Ausschreibung des Energiefor-
schungsprogramms Swiss Energy Re-
search for the Energy Transition (SWEET). 
Das Leitthema dieser Ausschreibung im 
Umfang von 10 Millionen Franken heisst 
«Kritische Infrastrukturen, Klimawan-
del und Resilienz des Schweizer Energie-
systems». Es handelt sich dabei um eine 
Zusammenarbeit mit dem National Cen-
tre for Climate Services (NCCS).

Fachkräftemangel mildern
Der Bundesrat eröffnete die Vernehmlas-
sung für eine Rechtsgrundlage, um Aus-
länderinnen und Ausländern mit einem 
Schweizer Hochschulabschluss in Berei-
chen mit Fachkräftemangel den Zugang 
zum Arbeitsmarkt zu erleichtern. Sie sol-
len von den jährlichen Höchstzahlen für 
Aufenthaltsbewilligungen ausgenommen 
werden. Die Vernehmlassung dauert bis 
zum 10. Februar 2022.

SNF-Übergangsmassnahmen
Der Schweizerische Nationalfonds (SNF) 
schuf im Auftrag des Bundesrates eine 
Übergangslösung für Forschende, die sich 
im Rahmen des EU-Programms «Hori-
zon Europe» im Jahr 2021 um einen Ad-
vanced Grant des ERC (Europäischer For-
schungsrat) bewerben wollten. Der SNSF 
Advanced Grant richtet sich an führende 
Forschende in der Schweiz, mit innovati-
ven, risikoreichen Forschungsprojekten. 
Für junge Forschende, die ein Stipendium 
der Marie Skłodowska-Curie Postdocto-
ral Fellowships Actions anstrebten, bietet 
der SNF ebenfalls eine Lösung an.

CH und USA bauen  
Zusammenarbeit aus
Der Schweizerische Nationalfonds (SNF) 
und die amerikanische National Science 
Foundation (NSF) unterzeichneten eine 
Absichtserklärung, um die bilaterale 
Zusammenarbeit in der Forschungsför-
derung weiter auszubauen. Finanzier- 
ungsgesuche für Projekte von gemi-
schten Forschungsgruppen (CH und 
USA) sollen nicht mehr von beiden In- 
stitutionen geprüft werden, sondern in 
einem Lead-Agency-Verfahren nur noch 
vom SNF oder der NSF.

3R-Forschung fördern
Die Kommission für Wissenschaft, Bil-
dung und Kultur des Nationalrats (WBK-N) 
nahm eine parlamentarische Initiative an, 
um mehr Ressourcen für die Forschung 
zum 3R-Prinzip (Replace, Reduce, Refi-
ne) zur Verfügung zu stellen. Damit sollen  
Alternativen zu Tierversuchen verstärkt 
gefördert werden.

in kürze
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15 neue Flagships
Die zu Beginn des Jahres 2021 lancier-
te erste Ausschreibung der Flagship Ini-
tiative der Schweizerischen Agentur für 
Innovationsförderung Innosuisse resul-
tierte in fünfzehn bewilligten Gesuchen. 
Diese Projekte fördern systemische Inno-
vationen, die auf aktuelle wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Herausforderun-
gen reagieren. Den drei- bis fünfjähri-
gen Projekten steht ein totales Förder-
volumen von 57,7 Millionen Franken zur 
Verfügung.

APK-N will Kohäsionsbeitrag 
erhöhen
Die Aussenpolitische Kommission des 
Nationalrats (APK-N) überweist ihrem 
Rat hinsichtlich der Behandlung des 
Voranschlags 2022 einen Antrag zur Er-
höhung des zweiten Schweizer Kohäsi-
onsbeitrags um rund 953 Millionen Fran-
ken. Diese Verdoppelung des Beitrags 
soll an die Bedingung geknüpft werden, 
dass die Assoziierungsvereinbarungen 
für die Schweizer Teilnahme an den EU- 
Programmen im BFI-Bereich (Horizon  
Europe, Digital Europe, ITER, Euratom und 
Erasmus+) bis am 30. Juni 2022 unter-
zeichnet werden können. Der National-
rat wird den Antrag in der Wintersession 
behandeln. 


